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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/378 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 23/65 — des 
Klaus Friedrich, Frankfurt, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
17. Oktober 1965 Einspruch eingelegt und be- 
gründet. 

Er trägt vor, 

die Briefwahl und die Hinzuziehung einer Ver- 
trauensperson zur Stimmabgabe (§ 36 BWG i. V. 
mit § 62 BWO und § 34 Abs. 2 BWG, §§ 53, 62 
Abs. 2 BWO) halte er für verfassungswidrig und 
für einen Verstoß gegen die Grundsätze der 
freien und geheimen Wahl, 

Er ist der Auffassung, die Briefwahl verstoße 
gegen den Grundsatz der Wahlfreiheit, da sie 
die unmittelbare Gefahr heraufbeschwöre, daß 
auf einen Briefwähler Einfluß genommen werde. 
Außerdem bestünde die Möglichkeit, daß der 
Briefwähler die Ausübung seines Wahlrechts an 
eine andere Person delegiere. Ein gleich wirk- 
samer Schutz, wie er bei der Stimmabgabe im 
Wahllokal gegeben sei, fehle bei der Briefwahl. 
Dieser Schutz sei aber schon aus Gründen der 
Gleichwertigkeit der beiden Möglichkeiten der 
Stimmabgabe unerläßlich. Entsprechendes gelte 
bei der Hinzuziehung einer Vertrauensperson 
bei leseunkundigen und körperlich gebrechlichen 
Wählern, da diese dann völlig der Vertrauens- 
person bei der Stimmabgabe ausgeliefert seien. 

Bei der Stimmabgabe durch Briefwahl sei nicht 
sichergestellt, daß diese auch unbeobachtet ab- 
gegeben werde, wie dies § 62 Abs. 2 BWO ver- 
lange; bei der Hinzuziehung einer Vertrauens- 
person würde das Wahlgeheimnis notwendiger- 
weise auf diese Person ausgedehnt. 


Er behauptet, aus diesen Gründen verstoße die 
Briefwahl gegen den Grundsatz der geheimen 
Wahl. 

Er beantragt, 

die Wahl zum 5. Deutschen Bundestag vom 
19. September 1965 für das gesamte Bundes- 
gebiet für ungültig zu erklären. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt 
und begründet worden; er ist auch zulässig, aber 
nicht begründet. 

Mit seinem Einspruch behauptet der Einspruchsfüh- 
rer die Verfassungswidrigkeit wahlrechtlicher Be- 
stimmungen. Der Deutsche Bundestag hat in stän- 
diger Praxis abgelehnt, im Rahmen des Wahl- 
prüfungsverfahrens die Verfassungsmäßigkeit des 
Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlordnung 
nachzuprüfen. Er ist der Auffassung, daß es aus- 
schließlich Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts 
ist, die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze zu prü- 
fen. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 

Rechtsmittelbelehnmg 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages — — beim Bundesverfassungs- 

gericht eingegangen sein. 
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